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Siuidstadt:

Aufstellungs- und Auslegungsbeschluss

Beratungsfolge dieser Vorlage

Gremium Termin TOP

o] né | Ergebnis

Gemeinderat 22.06.2021 2.2

Beschlussantrag (Kurzfassung)

Der Gemeinderat beschlief3t die Aufstellung des Bebauungsplans ,Baumeister-, Finter-, Ettlinger,
Kriegs- und Meidingerstral3e”, Karlsruhe-Sidstadt, und die Fortfiihrung des Verfahrens mit der
Auslegung des Bebauungsplanentwurfs gemal § 3 Abs. 2 BauGB. Der Auslegung ist grundsatzlich der
Bebauungsplanentwurf vom 3. Januar 2019 in der Fassung vom 8. April 2021 zugrunde zu legen.
Anderungen und Ergianzungen, die die Grundziige der Planung nicht beriihren, kann das Biirgermeister-
amt noch in den Bebauungsplanentwurf aufnehmen und zu diesem Zweck gegebenenfalls die
offentliche Auslegung des Bebauungsplanentwurfs wiederholen.

Finanzielle Gesamtkosten
Auswirkungen der MaRnahme

Einzahlungen | Ertrage
(Zuschusse und
Ahnliches)

Jahrliche laufende Belastung
(Folgekosten mit kalkulatorischen Kosten
abzuglich Folgeertrage und Folgeeinsparungen)

Ja O Nein

Haushaltsmittel sind dauerhaft im Budget vorhanden

Ja O

Nein [ Die Finanzierung wird auf Dauer wie folgt sichergestellt und ist in den
erganzenden Erlduterungen auszufiihren:
[ Durch Wegfall bestehender Aufgaben (Aufgabenkritik)
[0 Umschichtungen innerhalb des Dezernates

[0 Der Gemeinderat beschlieRt die MaRnahme im gesamtstadtischen Interesse und
stimmt einer Ftatisierung in den Folgeiahren 7u.

COz-Relevanz: Auswirkung auf den Klimaschutz

Bei Ja: Begriindung | Optimierung (im Text erganzende Erlauterungen)

Nein O

Ja positiv geringfligig
negativ. [J erheblich O

IQ-relevant

Nein Ja O

Korridorthema:

Anhorung Ortschaftsrat (§ 70 Abs. 1 GemO)

Nein Ja O

durchgefiihrt am

Abstimmung mit stadtischen Gesellschaften

Nein Ja O

abgestimmt mit




Erganzende Erlduterungen
1. Anlass der Planung und Planinhalt

Das Land Baden-Wiirttemberg und die Stadt Karlsruhe als Trager des Badischen Staatstheaters planen die
Sanierung des Bestandsgebaudes, Umbauten im Inneren und Erganzungen durch Neubauten in mehreren
Bauabschnitten. Der derzeit fir diesen Bereich gliltige Bebauungsplan Nr. 458 ,, BaumeisterstralRe” lasst
Veranderungen in diesem Umfang nicht zu, sodass hierfiir neues Planungsrecht geschaffen werden muss.
Der Planungsausschuss wurde mit Vorlage zu TOP 8 in der Sitzung vom 22. April 2021 Uber die wesentlichen
Planinhalte informiert.

Den bisherigen Planungsiiberlegungen zum Umbau des Staatstheaters liegt der 2015 aus einem
internationalen Architektenwettbewerb hervorgegangener Siegerentwurf der Architekten Delugan -MeiRel,
Wien mit Wenzel + Wenzel, Karlsruhe zu Grunde. Die Realisierung erfolgt in einer VorwegmaRnahme sowie
drei weiteren Realisierungsmodulen. Beziiglich der weiteren Beschreibung des Gesamtprojekts verweisen
wir auf die Gemeinderatsvorlage zur Sanierung und Erweiterung des Badischen Staatstheaters Karlsruhe
voraussichtlich in der Gemeinderatssitzung vom 22. Juni 2021. Der auf der Grundlage dieser Planung
angestrebten Neugestaltung soll durch entsprechende Festsetzungen zum MalR der baulichen Nutzung
Rechnung getragen werden. Die durch die Festsetzung von Baugrenzen sich ergebende liberbaubare
Grundstiicksflache orientiert sich zum einen am Gebdudebestand und zum anderen an den Erweiterungs-
modulen. Als maximale Wandhdhe werden 18,75 m und als maximale Gebdaudehdhe 33 m festgesetzt. Ein
fir das kleine Haus vorgesehener Bihnenturm darf eine Hohe von bis zu 28 m erreichen.

Die als Art der baulichen Nutzung vorgesehene Ausweisung als Sondergebiet fur kulturelle Nutzungen
entspricht den Darstellungen des neu beschlossenen Flachennutzungsplanes 2030. Im Flachennutzungsplan
2010 ist der Planbereich als gemischte Bauflache und Flache fir Kultur dargestellt, sodass der
Bebauungsplan auch hieraus als entwickelt angesehen werden kann.

Das Plangebiet ist sehr gut an den OPNV angeschlossen und auch die fiir den Individualverkehr er-
forderlichen Stellplatze fir Kraftfahrzeuge und Fahrrader sind im Plangebiet bereits vorhanden oder
konnen dort geschaffen werden. Aufgrund seiner zentralen Lage ist das Plangebiet durch umgebenden
Verkehrslarm deutlich vorbelastet, was entsprechende bauliche SchallschutzmalRnahmen fiir die
AuRenhille des Theaters erforderlich macht. Umgekehrt macht aber auch der von der Nutzung im
Plangebiet ausgehende Larm es erforderlich, dass SchallschutzmaBnahmen getroffen werden miissen, um
die umgebende Wohnnutzung nicht iber Gebiihr zu beeintrachtigen. Der Bebauungsplan sieht deshalb
entsprechende Festsetzungen zum Schallschutz vor, die sowohl die technischen Anlagen als auch die Liefer-
und Ladetatigkeit und den Zu- und Abfahrtsverkehr betreffen. Hierzu wurden in den Festsetzungen
Emissionskontigente festgelegt, deren Einhaltung im Baugenehmigungsverfahren nachzuweisen ist.

Mit dem Gesamtprojekt , Sanierung und Umbau des Staatstheaters” geht allerdings der nahezu komplette
Verlust der vorhandenen Griinkulisse einher. Von den urspriinglich vorhandenen 96 Baumen wurden
bereits 30 Baume wegen der auf der Grundlage alten Planrechts zuldssigen Bauarbeiten zur Fallung
freigegeben. Hierbei handelt es sich um die Anderung der Tiefgaragen-Ein- und Ausfahrten und den Bau
eines Eingangsprovisoriums. Durch die Bebauungsplandanderung und die weitere Realisierung des
Vorhabens in mehreren Bauabschnitten werden weitere Baume gefallt werden missen. So miissen im
Zusammenhang mit dem Abbruch der Kassenhalle und der Errichtung des ersten Bauabschnitts weitere 14
Bdaume sowie 37 Baume fiir die beiden weiteren Bauabschnitte gefallt werden. Hierzu ist anzumerken, dass
nicht alle der zu fallenden Baume vom Gartenbauamt als erhaltenswert eingestuft werden. Schmerzlich war
bzw. ist aber insbesondere der Wegfall von 36 erhaltenswerten Platanen auf dem Hermann-Levi-Platz und
Teile der doppelreihigen Alleen und Baumreihen im norddstlichen Bereich des Plangebiets. Lediglich zehn
Bdume (acht Platanen in der Meidingerstrale, eine Platane auf dem Hermann-Levi-Platz und ein Spitzahorn
in der BaumeisterstraRe) werden letztendlich erhalten bleiben und durch entsprechende Erhaltungsgebote
im Bebauungsplan auch gesichert werden. Die im Bereich des K-Punktes lediglich als Bestand dargestellten
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funf weiteren Baume sollen dem Grunde nach erhalten werden, sind mit Ausnahme einer Platane aber
nach Ansicht des Gartenbauamtes nicht als erhaltenswert einzustufen, sodass hierfiir kein Erhaltungsgebot
festgesetzt wurde. Im Falle eines iberzeugenden Freianlagenkonzepts, das keinen Erhalt dieser Baume
aber stattdessen wertvolle Begriinungs-/Bepflanzungsalternativen vorsieht, wiirden diese auch freigegeben
werden kdnnen. Mit dem Verlust des Geholzbestandes verbunden, ist auch der Verlust eines in Bezug auf
die Klimaanpassung kleinteiligen Erholungsraums sowie des Lebensraumes fiir Végel und Zwergfledermaus.
Ziel ist es deshalb, diesen Verlust so gut als moglich auszugleichen.

Der Hermann-Levi-Platz und der Bereich des heutigen K-Punkts bieten das Potenzial flir ca. 15 Baum-
neupflanzungen auf gewachsenem Boden. Der Bebauungsplan enthélt deshalb textliche Festsetzungen zu
entsprechenden Pflanzgeboten. Dariber hinaus kénnen auf der durch die Tiefgarage unterbauten Flache
weitere Standorte fiir Straucher und mittelkronige Baume geschaffen werden. Um eine Ent-
wicklungsfahigkeit der Baume sicherzustellen, wurden Standortanforderungen in die Festsetzungen
aufgenommen, weiteres bleibt einem Freianlagenkonzept vorbehalten. Uber die im Plangebiet méglichen
Baumpflanzungen hinaus, beabsichtigen Stadt und Land planextern im Stadtgebiet weitere
Baumpflanzungen als Ausgleich vorzunehmen. Dies ist teilweise bereits erfolgt. Im Bebauungsplan
festgesetzt wurde weiterhin eine mindestens 30-prozentige Begriinung des Tiefgaragendaches. Dariber
hinaus sollen mindestens 2.800 m? des Geb3dudedaches und die Dacher von Nebenanlagen, wie zum
Beispiel Uberdachte Fahrradabstellanlagen, begriint werden. Durch den Verlust des Lebensraumes fiir
Vogel und Fledermause werden in einer spateren Baugenehmigung die erforderlichen
artenschutzrechtliche Minderungs- und AusgleichsmalRnahmen festzusetzen sein.

In einem Freiraumkonzept, das parallel zur Bebauungsplanaufstellung erarbeitet wird, soll ein besonderer
Schwerpunkt auf den Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen auf Umwelt und Klima gelegt werden. Bei
dessen Erarbeitung soll deshalb die Dachbegriinung - nach Maoglichkeit in Kombination mit Photovoltaik,
eine moglichst umfangreiche Bepflanzung der Freiflachen und die Moéglichkeit einer Versickerung von
Niederschlagswasser Berlicksichtigung finden. Die Auslobung basiert auf den Grundlagen und
Anforderungen eines stadtischen Nutzungskonzept, das von Stadtplanungsamt und Gartenbauamt erstellt
wurde. Diese beiden Amter waren in den Uberarbeitungsphasen des Auslobungstextes eingebunden und
auch in der Jury wird die Stadt Karlsruhe umfangreich vertreten sein. Es kann deshalb davon ausgegangen
werden, dass hinsichtlich der Umsetzung des Konzepts Einvernehmen zwischen Vermdgen und Bau und der
Stadt Karlsruhe erzielt werden kann. Gegebenenfalls bestiinde auch die Moglichkeit, dies in einer
Vereinbarung zu sichern.

Daruber hinaus soll mit dem Geb&dude mit seiner Realisierung ein Energiestandard erreicht werden, der
unter Berlicksichtigung der bestandsspezifischen und anbaubedingten Anforderungen die energetischen
Vorgaben des Landes Baden-Wiirttemberg und der Stadt Karlsruhe fiir den Neubau und die Sanierung
bericksichtigt. Hierzu wird im Weiteren auf das der Begriindung beigefligte Energiekonzept verwiesen. Das
Konzept soll als Grundlage fir den Baugenehmigungsantrag dienen.

Im Hinblick auf die CO»-Relevanz und Auswirkungen auf den Klimaschutz ist festzustellen, dass sich das
Projekt ,Sanierung und Erweiterung des Badischen Staatstheaters” trotz des Verlusts zahlreicher Bdume
eher positiv auswirken dirfte. Dies hangt neben einer energetischen Sanierung des Bestandes vor allem
daran, dass mit der Verlagerung der Probebiihnen aus der Nancyhalle und dem ,Jungen Staatstheater” aus
der ,Insel” zwei energetisch ungeniligende Gebaude aufgegeben werden kdnnen. AulRerdem entfallen
tagliche Kulissentransporte zwischen den Liegenschaften.

Die Moglichkeiten einer Energieversorgung mit niedrigem Priméarenergiefaktor wurden geprift und der
Einsatz von Fernwarme als Vorzugslésung vorgeschlagen. Das Theater wird auch aktuell mit Fernwarme
beheizt und gewahrleistet somit einen Primarenergiefaktor < 0,3. Daneben sollen verpflichtend
regenerative Energien wie Photovoltaikanlagen sowie erhohte Anforderungen an den energetischen
Gebdudestandard Anwendung finden.
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Eine Klimaneutralitat fiir das Gesamtbauvorhaben ist jedoch durch die vorgesehenen Ansatzpunkte nicht
darstellbar. Fiir den Neubau werden die gesetzlichen Anforderungen des neuen Gebdudeenergiegesetzes
(GEG) erfiillt und teilweise leicht libertroffen. Zusatzliche umsetzbare OptimierungsmafRnahmen im
Rahmen der gegebenen Spielraume aus dem Wettbewerbsentwurf sind derzeit Gegenstand weiterer
Prifungen und werden in den weiteren detaillierten Planungen bis zum jeweiligen Baugenehmigungsantrag
der Module Eingang finden kdénnen.

Hier gilt es aber auch zu sehen, dass nach derzeitigem Planungsstand hinsichtlich der Klimaanpassung das
Niveau des in den jlingeren Bebauungsplanen zugrunde gelegten Standards der Stadt Karlsruhe nicht
erreicht wird. Dies duRert sich zum einen im Verzicht auf die sonst in den Bebauungspldanen enthaltene
Festsetzung, alle Flachdadcher und flachgeneigten Dacher zu begriinen und zum anderen in der Reduzierung
der Substratsstarke fir die verbleibende Dachbegriinungsflachen auf 10 cm gegeniiber der sonst liblichen
Vorgabe von 12 cm. Auch auf Fassadenbegriinungsmallnahmen wurde verzichtet. Die vorgesehene Fassade
aus Glas, Streckmetall und anthrazitfarbenen Faserzementplatten entspricht ebenfalls nicht der von der
Stadt Ublicherweise vertretenen Vorgabe einer hellen Fassadengestaltung, um die Warmespeicherung und
-abgabe in den AuRenraum gering zu halten.

Diese Abweichung von den (iblichen Standards liegt darin begriindet, dass es sich beim Staatstheater um
einen Sonderbau handelt, dessen Gestaltung aus dem 2015 pramierten Wettbewerbsentwurf entwickelt
wurde. Dem Gestaltungsgrundprinzip des Wettbewerbs folgend, sollen die beiden Volumina
Dachlandschaft und Sockel als moglichst homogene, sich verschneidende Korper in Erscheinung treten. Fir
die Dachlandschaft als wesentliches, identitatsstiftendes Gestaltungselement wurde eine helle,
champagnerfarbene Metalloberflache gewahlt. Damit der Sockel ebenso monolithisch in Erscheinung
treten kann, wurde fiir opake Fassadenteile in diesem Bereich eine dunkle Farbgebung gewahlt, die farblich
homogen auf die zahlreichen Fensterbander (Glas tritt dunkel in Erscheinung) abgestimmt ist. Insgesamt ist
der Anteil von dunklen opaken Fensterflachen im Vergleich zu Glasflachen und der hellen Dachlandschaft
sehr gering. In der Auslobung, bei der im Vorfeld auch die Stadt Karlsruhe beteiligt wurde, ist keine
Anforderung an eine Fassadenbegriinung enthalten gewesen. Eine nachtragliche Applizierung auf die
wenigen Fassadenbereiche tGber 50 m? Ansichtsbreite, die geschlossen und ohne Fenster sind, ware sowohl
funktional aufgrund der angrenzenden Freibereiche, als auch gestalterisch problematisch.

Die heterogene Dachstruktur unterhalb des geplanten Sekundardaches (= offene Lamellenstruktur) ist in
groRen Teilen mit Technikaufbauten belegt. Auf ca. 2.800 m2 der Dachflachen (entspricht rund 15 % der
Gebaudegrundflache) ist eine extensive Dachbegriinung vorgesehen, die aufgrund der Bestandsstatik der
Déacher nur 10 cm hoch (statt der angestrebten 12 cm) ausgefiihrt werden kann. Zur Kompensation wird
eine kiinstliche Bewasserung gepriift.

Erweiterte Ausflihrungen des Landes Baden-Wiirttemberg zum Energiestandard des Bauvorhabens und den
geplanten Ansatzpunkten fir MaBnahmen zum Klimaschutz und zur baulichen Nachhaltigkeit sind als
Anlage 2 dieser Vorlage beigefiigt.

2. Zum Verfahren und der Beteiligung am bisherigen Planungsprozess

Das Uberarbeitete Wettbewerbsergebnis flir den Neubau und die Sanierung des Staatstheaters wurde dem
Planungsausschuss am 15. Oktober 2015 vorgestellt. Auf dieser Grundlage wurde durch die Verwaltung ein
Bebauungsplanentwurf erarbeitet.

Die GroRRe und Lage des Plangebiets im Innenbereich ermdglicht die Durchfiihrung eines Bebauungs-
planverfahrens nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 13 Abs. 2 und 3 BauGB unter erleichterten
Voraussetzungen. Hierzu gehoren im Wesentlichen der Verzicht auf den ansonsten nach § 2a BauGB
vorgeschriebenen Umweltbericht sowie die Umweltprifung (§ 13 Abs. 3 BauGB). Gleichwohl wurden die
Auswirkungen der Planung auf die Umwelt betrachtet und bewertet. So erfolgte durch das Biiro arguplan
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GmbH eine Prifung der betroffenen Umweltbelange und durch das Ingenieurbiiro ISRW GmbH wurde ein
schalltechnisches Gutachten erstellt, das die schalltechnischen Aspekte der Planung betrachtet.

Die friihzeitige Unterrichtung der Offentlichkeit fand nach vorheriger 6ffentlicher Bekanntmachung im
Amtsblatt am 16. November 2018 im Standehaussaal, StandehausstralRe 2, 76133 Karlsruhe statt. Die
Veranstaltung war nur maRig besucht und brachte aus Sicht der Stadtplanung keine Erkenntnisse, die im
weiteren Verfahren hatten Berlicksichtigung finden mussen.

Aus dem Kreis der beteiligten Behorden und Trager offentlicher Belange kamen Riickmeldungen des
Bundesamts fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, des BUND, der
Deutschen Telekom, des Forstamts, des Landratsamts Karlsruhe - Gesundheitsamt, des Nachbar-
schaftsverbands Karlsruhe, des Polizeiprasidiums, des Regierungsprasidiums Stuttgart - Luftverkehr, des
Regierungsprasidiums Karlsruhe - Referat 21, des Regionalverbands Mittlerer Oberrhein, der Stadtwerke,
der Verkehrsbetriebe, von Vermogen und Bau sowie den Umweltverwaltungsbehérden beim Zentralen
juristischen Dienst.

Wahrend die meisten Behérden und Trager o6ffentlicher Belange keine Bedenken oder Anregungen zu den
Inhalten des Bebauungsplans vorzutragen hatten, wurde die Planung seitens des BUND in einigen Punkten
deutlich kritisiert. Dies betrifft insbesondere die Fallung der Baume mit den nachteiligen Auswirkungen auf
den Klima- und Artenschutz, die nur eingeschrankte Dach- und Fassadenbegriinung sowie die fehlenden
Energie- und Freiraumkonzepte. So wird gefordert, dass fir die gefillten Baume in vollem Umfang einen
Ausgleich zu erfolgen hat und nicht nur fiir 15 Badume. Seitens der Verwaltung wird jedoch im Plangebiet
kein Raum gesehen, wo Baumpflanzungen mit Bodenanschluss erfolgen kénnen, die (iber diese Anzahl
hinausgeht. Das Geldnde des Staatstheaters wird durch die VergroRerung des Gebaudes und den bereits
bestehenden Unterbau mit einer Tiefgarage sehr stark ober- und auch unterirdisch genutzt. Die
festgesetzte Zahl an Ersatzpflanzungen wird als das maximal moégliche angesehen. Darliber hinausgehend
werden auf dem Grundstiick klein- bis mittelkronige Baume und auch Straucher gepflanzt werden kénnen
(zum Beispiel auf der Tiefgarage). Hierzu werden im Bebauungsplan aber nur allgemeine Festsetzungen
(siehe Ausfiihrungen zu Ziffer 1.) aufgenommen, um eine Optimierung der Griinordnung durch den
Freianlagenwettbewerb zu ermdglichen. Bezliglich des Energiekonzepts ist anzumerken, dass dieses erst
erarbeitet wurde und insofern noch nicht Bestandteil des in der Trageranh6rung versandten
Bebauungsplanentwurfs war. Dessen Inhalte sollen jedoch als Grundlage fiir den Baugenehmigungsantrag
dienen.

Die vom BUND vorgetragene Verschlechterung der Lebensrdume von Vogeln durch die Fallung einer
Vielzahl von Baumen ist leider unumgénglich, um die angestrebte Erweiterung des Staatstheaters zu
ermoglichen. Die erforderlichen Vermeidungs- bzw. AusgleichsmaRnahmen fiir die einzelnen Arten werden
ihm Baugenehmigungsverfahren festzulegen sein. Eine artenschutzrechtliche Priifung hat hierzu
verschiedene MalBnahmen erarbeitet. Hierbei handelt es sich um die Entfernung der Vegetation auRRerhalb
der Brutzeit, VergramungsmaRnahmen zu den Vogeln und die rechtzeitige Bereitstellung von Nistkasten als
Ersatz. Im Bebauungsplanverfahren kann deshalb davon ausgegangen werden, dass die
artenschutzrechtlichen Bestimmungen bei Durchfiihrung dieser MaBnahmen eingehalten werden kdnnen.
Zur selben Einschatzung ist auch die untere Naturschutzbehorde gelangt, die ebenfalls eine Stellungnahme
im Verfahren abgegeben hat. Bereits in die Festsetzungen des Bebauungsplans soll noch aufgenommen
werden, dass bei groRen Glasflichen, Durchsichten und Ubereckverglasungen Vogelschutzglas sowie fiir die
Aullenbeleuchtung eine insektenfreundliche Beleuchtung bei der Realisierung des Vorhabens Verwendung
finden.

Die Anregungen der unteren Immissionsschutzbehorde zu den SchallschutzmalRnahmen wurden gut-
achterlich abgearbeitet und sind soweit erforderlich in die Festsetzungen des Bebauungsplans auf-
genommen worden, um bauliche MaBnahmen am Gebaude des Staatstheaters selbst zu sichern sowie auch
die umliegende Wohnnutzung vor erheblichen Beeintrachtigungen aus dem Plangebiet zu schiitzen (siehe
Ziffer 9 der Festsetzungen).



Die im Verfahren eingegangene Stellungnahme von Vermoégen und Bau geht bereits stark auf das
Bauvorhaben selbst ein und flihrt quasi einen Abgleich zwischen dem geplanten Bauvorhaben und den
Festsetzungen des Bebauungsplanes durch. Zum Teil konnte hierbei Einigung mit der Stadtplanung erzielt
werden, es zeigt sich aber auch, dass das Land Baden-Wiirttemberg in einzelnen Punkten die
Anforderungen des Bebauungsplanes als zu einengend empfindet. Seitens der Stadtplanung wurden hier
noch Anpassungen des Entwurfs des Bebauungsplanes vorgenommen, wie in der beigefiigten Synopse
erlautert wird. Darlber hinaus ist festzuhalten, dass sich die stadtebaulichen Vorstellungen der Stadt
Karlsruhe insbesondere zur Begriinung in dem Bebauungsplanentwurf noch nicht vollstandig wiederfinden
und in dem noch ausstehende Freianlagenkonzept detailliert entwickelt werden missen. Insofern miissen
danach auf der Grundlage des Konzepts einvernehmliche Losungen mit dem Land Baden-Wiirttemberg
gefunden werden, da eine bauplanungsrechtliche Sicherung ausscheidet, es sei denn man wiirde nach der
nun anstehenden Auslegung des Bebauungsplanentwurfs noch Anderungen oder Ergdnzungen am
Bebauungsplanentwurf vornehmen wollen. Dies wiirde aller Voraussicht nach aber eine erneute Auslegung
des Planentwurfs nach sich ziehen und somit zu Verfahrensverzégerungen fihren.

Bezlglich der eingegangenen Stellnahmen und ihrer Bewertung durch die Stadtplanung verweisen wir im
Ubrigen auf die als Anlage 1 beigefiigte Synopse.

3. Verfahrensfortgang

Der betroffenen Offentlichkeit ist nunmehr in einem weiteren Verfahrensschritt gemaR § 13a Abs. 2 Nr. 1 in
Verbindung mit § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB Gelegenheit zu geben, zum Bebauungsplanentwurf in der jetzigen
Fassung Stellung zu nehmen. Das kann mit einer 6ffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs nach
MaRgabe des § 3 Abs. 2 BauGB erfolgen. Hierzu wird dem Gemeinderat empfohlen, den nachstehenden
Beschluss zu fassen.

Beschluss:
Antrag an den Gemeinderat:

Der Gemeinderat beschlief3t die Aufstellung des Bebauungsplans ,Baumeister-, Finter-, Ettlinger, Kriegs-
und Meidingerstralle”, Karlsruhe-Stidstadt, und die Fortfiihrung des Verfahrens mit der Auslegung des
Bebauungsplanentwurfs gemaR § 3 Abs. 2 BauGB. Der Auslegung ist grundsatzlich der
Bebauungsplanentwurf vom 3. Januar 2019 in der Fassung vom 8.April 2021 zugrunde zu legen.
Anderungen und Ergénzungen, die die Grundziige der Planung nicht beriihren, kann das Biirgermeisteramt
noch in den Bebauungsplanentwurf aufnehmen und zu diesem Zweck gegebenenfalls die 6ffentliche
Auslegung des Bebauungsplanentwurfs wiederholen.



	erläuter

